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Halbwissen im Vereinsrecht

Die Praxis des Vereinsrechts, insbesondere die Handhabung des Vereinsrechts des BGB und die Handhabung der Satzung eines Vereins in Mitgliederversammlungen, ist vielfach geprägt von Halbwissen.

Sehr oft kommt es vor, dass in Mitgliederversammlungen Mitglieder mit dem Brustton einer inneren (falschen) Überzeugung Auffassungen vertreten und Rechtsausführungen zu bestimmten Problemen machen, die sachlich falsch sind und einer späteren juristischen Nachprüfung nicht Stand halten. Das Halbwissen über das Vereinsrecht des BGB, über das eigene Vereinsrecht, niedergelegt in Satzungen und Ordnungen, führt vielfach dazu, dass, wenn Mitglieder geschickt rhetorisch gewandt argumentieren, - Vereinsvorstände wenn eine solche Argumentation überraschend kommt, nicht wissen, was sie tun sollen.

Deshalb dieser Aufsatz, der eine Hilfe für die Praxis geben sollte bei “Halbwahrheiten und Halbwissen im Vereinsrecht”.

Wichtig ist mir folgende Botschaft:

„Lassen Sie sich als Vereinsvorstand von Mitgliedern, die mit Halbwahrheiten und Halbwissen argumentieren nicht in die Ecke drängen!“
I.

“Wenn einer den Antrag auf geheime Wahl stellt, ist zwingend geheim zu wählen, auch bei nur einem Kandidaten”.

Einen solchen Grundsatz gibt es, entgegen der Behauptung vieler Menschen - nicht.

Wie bei Wahlen und Abstimmungen abzustimmen ist, hat sich zunächst aus der Satzung zu ergeben.

Schweigt die Satzung, dass heißt enthält die Satzung keinerlei konkrete Bestimmungen, so kann gegebenenfalls eine Geschäftsordnung - wenn existierend - herangezogen werden. Fehlt auch eine Geschäftsordnung, dann obliegt es 
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regelmäßig dem Versammlungsleiter zu bestimmen, wie eine Wahl/Abstimmung, ob geheim oder nicht geheim stattfindet. In der Praxis hat es sich als sinnvoll erwiesen, dabei regelmäßig, wenn bei der Vorstandswahl zwei Kandidaten zur Wahl eines Amtes kandidieren, eine geheime Wahl durchzuführen. Die geheime Wahl/Abstimmung sollte so ausgestaltet sein, dass es nicht möglich ist, dass ein Mitglied mitbekommen kann, wie ein anderes Mitglied wählt. Die Rechtsprechung und vereinsrechtliche Literatur lässt grundsätzlich eine geheime Wahl mit verdeckten Stimmzetteln zu. Jeder Vorstand sollte daher - bevor er in die Mitgliederversammlung geht - dafür Sorge tragen, dass zumindest ein Abreißblock mit weißen Zetteln mit in die Mitgliederversammlung genommen wird um eine geheime Wahl mit verdeckten Stimmzetteln zu ermöglichen. 
Auch ist es möglich Stimmzettel vorab für einzelne Wahlgänge vordrucken zu lassen. In keinem Fall sollte die geheime Wahl aber so durchgeführt werden, dass die Mitglieder handschriftlich die Kandidaten auf einen Zettel schreiben sollen. Der Stimmzettel für die geheime Wahl sollte idealerweise so gestaltet sein, dass er mit Nummern und Kreisen versehen wird und die Mitglieder dann lediglich ankreuzen, welchen Kandidat sie wählen wollen oder nicht. Beispiel: Zu einer geheimen Wahl, auch bei nur einem Kandidaten, muss es aber dann kommen, wenn die Satzung zwingend eine geheime Wahl vorsieht. Eine solche Satzungsklausel ist nicht zu empfehlen. Sie sollte gestrichen werden.
II.

“Enthaltungen zählen mit”
Auch das ist nicht der Fall. Grundsätzlich sind Enthaltungen ein “juristisches Nullum”. Sie zählen als “nicht abgegebenen Stimmen”. Das hat der Bundesgerichtshof in einem Urteil im Jahre 1982 festgestellt. Bei der Ergebnisermittlung zählt gem. § 32 BGB nur die Anzahl der abgegebenen JA- und NEIN-Stimmen. Sofern es dann um die Berechnung eines Quorums geht (2/3 oder ¾ Mehrheit, beispielsweise bei Satzungsänderungen ) zählt daher nur die Zahl der abgegebenen JA- und NEIN-Stimmen, nicht die Anzahl der Enthaltungen. Sofern man dies anders regeln will, muss das in der Satzung klar zum Ausdruck kommen.

III.

“Zuerst hat die
 Entlastung des Kassierers und dann die Entlastung des Vorstandes zu erfolgen”
Regelmäßig findet man in Einladungen zur Mitgliederversammlungen die Formulierung, dass nach dem Kassenbericht die Entlastung des Kassierers stattfindet und danach die Entlastung des Vorstandes. Das ist Unsinn!
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Die Satzungen bestimmen sehr häufig, dass in der Mitgliederversammlung von dieser der Vorstand zu entlasten ist. Regelmäßig findet die Entlastung statt in einem Entlastungsvorgang, in dem alle Vorstandsmitglieder entlastet werden. Zuvor der Kassierer zu entlasten und dann den Vorstand nochmals einschließlich des Kassierers zu entlasten - ist überflüssig.
Allenfalls kann man - wenn es notwendig ist - einzelne Mitglieder von der Entlastung ausnehmen. Der Kassierer, der zunächst entlastet wird und dann noch mal mit dem Vorstand entlastet wird, erfährt eine Doppelentlastung, die nicht vom Vereinsrecht gefordert ist.

IV.

“Der Wahlleiter kann nicht mitwählen”
Auch dies ist eine Binsenweisheit.

Wenn jemand zum Wahlleiter bestellt wird durch die Mitgliederversammlung, dann geht er dadurch nicht seiner mitgliedschaftlichen Rechte im Falle der von ihm durchgeführten Wahl in Verlustig. Das bedeutet, dass sowohl der Wahlleiter für ein Amt, dessen Wahl er durchzuführen hat, kandidieren kann, wie auch selbst wählen darf.

V.

“Kandidaten dürfen nicht mitwählen”
Selbstverständlich verlieren auch Kandidaten, die für ein Vorstandsamt kandidieren, hier nicht alleine aufgrund der Tatsache, dass sie eine Kandidatur erklärt haben, ihr Stimmrecht. Vielfach kommt es bei Mitgliederversammlungen dazu, dass diese Kandidaten sich aus einer irgendwie gearteten “Vornehmheit” enthalten.

Das ist nicht notwendig.

Hier gilt der Grundsatz: “Auch Konrad Adenauer hat sich schon selbst gewählt”.

Ich wähle mich auch selbst, weil ich meine, dass ich davon überzeugt bin dies gut zu tun, wenn ich die Kandidatur erkläre.

VI.

“Ehrenmitglieder sind stets vom Beitrag befreit”
Ehrenmitglieder sind von der Entrichtung des Mitgliedsbeitrages nur dann befreit, wenn die Satzung eine entsprechende Regelung vorsieht. Die Rechte von Ehrenmitgliedern sind Sonderrechte und müssen klipp und klar in der Satzung 
…4

genannt werden. Das ist in vielen Vereinssatzungen nicht der Fall. Auch ist es eine Binsenweisheit, dass Ehrenmitglieder in der Mitgliederversammlung nicht mehr wählen dürfen.

VII.

“Unser Verein ist nicht e.V., damit nicht gemeinnützig”
Ob ein Verein e.V. ist oder nicht e.V. spielt für die steuerrechtliche Gemeinnützigkeit grundsätzlich keine Rolle.

Das Gemeinnützigkeitsrecht der Abgabenordnung (AO) verlangt, dass eine Körperschaft vorliegt, deren Zweck es ist gemeinnützige Zwecke zu verfolgen. Egal ob ein Verein ein eingetragener Verein ist, oder nicht ist. Beide können, sofern die steuerrechtlichen Voraussetzungen für die Verleihung der Gemeinnützigkeit vorliegen, gemeinnützig werden. Das Zivilrecht (e.V. oder nicht e.V.) ist zwingend vom Steuerrecht (gemeinnütziger Verein / nicht gemeinnütziger Verein) zu trennen.

VIII.

“Auch unter den Tagesordnungspunkten Sonstiges, Verschiedenes und Anträge können wir jederzeit Beschlüsse fassen”
Nein, das geht nicht.

Aus der Einladung zur Mitgliederversammlung muss sich gem. § 32 BGB konkret ergeben, welche Gegenstände zur Beschlussfassung in der Mitgliederversammlung anstehen. § 32 BGB verlangt vom Vorstand, dass er klipp und klar in der Einladung sagt, was Gegenstand der Beschlussfassung in der Mitgliederversammlung ist. Insofern schützt § 32 BGB die Mitglieder. Diese sollten sich auf der Grundlage der ihr vorliegenden Einladung vorbereiten können zur Mitgliederversammlung und prüfen können, ob sie an der Mitgliederversammlung teilnehmen oder nicht.

Die Formulierungen der Tagesordnungspunkte “Sonstiges, Verschiedenes, Anträge” sind so unbestimmt, so dass unter ihnen nur eine Beratung aber keine verbindliche Beschlussfassung stattfinden kann.

IX.

“Der Vorstand kann jederzeit abgewählt werden”
Ja, das ist richtig, aber auch nur bedingt.

Abwahlanträge müssen auch auf die Tagesordnung zur Mitgliederversammlung eines Vereines. Eine Abwahl, bei nicht ausgewiesenem Tagesordnungspunkt kann nicht erfolgen.

…5
Soll die Mitgliederversammlung dem Vorstand das Misstrauen aussprechen, dann kann ein solcher Antrag interpretiert werden als Abwahlantrag. Dieser Abwahlantrag macht aber auch nur dann Sinn, wenn auf der Tagesordnung neben dem Abwahlantrag dann auch zugleich für den Fall einer erfolgten Abwahl steht “Neuwahl des Vorstandes”.

X.

“Mit der Entlastung des Vorstandes ist die Amtszeit des Vorstandes beendet”
Das ist definitiv nicht der Fall. Die Amtszeit des Vorstandes bestimmt sich nach der Satzung. Ist in der Satzung geregelt, dass der Vorstand 2 Jahre im  Amt ist und der Vorstand bsp. am 08.05.2007 gewählt worden ist, dann bleibt er auch bis zum Ablauf des 08.05.2009 im Amt. Findet die Mitgliederversammlung vor dem 08.05.2009 statt, dann kann selbstverständlich ein neuer Vorstand bestellt werden. 
Wird kein neuer Vorstand bestellt, dann muss gegebenenfalls noch der Vorstand, der im Vereinsregister eingetragen ist, einer erneuten weiteren Mitgliederversammlung einladen. Die Entlastung des Vorstandes bedeutet lediglich, dass die Mitgliederversammlung in Kenntnis der zum  Zeitpunkt des Ausspruches der Entlastung bekannten Tatsachen ausspricht: ”Wir, die Mitglieder, verzichten auf die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen gegenüber dem Vorstand oder einzelnen Mitgliedern des Vorstandes für den Zeitraum über die der Vorstand über seine Geschäftstätigkeit berichtet hat.”
Die Entlastungswirkung ist durchbrochen, wenn später Tatsachen bekannt werden, die zum Zeitpunkt des Ausspruches der Entlastung nicht bekannt waren.

XI.

“Ehrenvorsitzende haben volles Stimm-, Sitz- und Rederecht im Vorstand”
Das ist nicht richtig. Ehrenvorsitzende begleiten keine Ämter mehr. Sie haben lediglich einen Ehrentitel von der Mitgliederversammlung - vielfach ohne Satzungsgrundlage - verliehen bekommen. Sofern Ehrenvorsitzenden Sonderrechte bekommen sollen, müssen diese sich klipp und klar aus der Satzung ergeben.

Ehrenvorsitzenden, denen diese Rechte nicht eingeräumt sind, haben keinerlei Sonderrechte im Verein. Aus der Praxis heraus ist es nicht zum empfehlen Ehrenvorsitzenden gesonderte Rechte zu gelten, zumal Ehrenvorsitzende, die nach langer Zeit aus dem Ehrenamt ausgeschieden sind, dann immer noch in das operative Geschäft eingreifen können obwohl sie eigentlich durch die „Nicht-Mehr-Kandidatur“ im Ehrenamt deutlich dokumentiert haben, dass für sie “Schluss ist im operativen Geschäft ”.
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Achten Sie darauf, dass Ehrenvorsitzende hier nicht zu sehr das operative Geschäft stören.

Kennen Sie auch Halbwahrheiten/Halbwissen im Vereinsrecht?

Schreiben Sie mir diese unter ra-uffeln@t-online.de.

Auch für Kritik bin ich stets dankbar. 
Malte Jörg Uffeln

Rechtsanwalt
(www.uffeln.eu)
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